
Der zweite Einstellungsgrund ist gege­
ben, wenn festgestellt worden ist, daß 
zwar eine Straftat verübt, aber von einer 
anderen Person als dem Beschuldigten, ge­
gen den das Ermittlungsverfahren durchge­
führt wurde. Da die Aufgabe des Untersu­
chungsorgans, den wirklichen Täter zu er­
mitteln, mit der Einstellung des Ermitt­
lungsverfahrens gegen den bisherigen Be­
schuldigten in der Regel noch nicht gelöst 
ist, muß nach der auf der Grundlage des 
§ 141 Abs. 1 Ziff. 2 vorgenommenen Einstel­
lung ein gegen einen anderen Bürger oder 
gegen Unbekannt gerichtetes Ermittlungs­
verfahren eingeleitet werden.

Der dritte Einstellungsgrund bezieht 
sich auf Sachverhalte, bei denen sich im 
Verlaufe des Ermittlungsverfahrens ergibt, 
daß gesetzliche Voraussetzungen der Straf­
verfolgung fehlen. Er wird in der Regel 
erst mit der Ermittlung des Täters akut. 
Ausnahmen können sich ergeben, wenn 
festgestellt wurde, daß die Handlung trotz 
der nicht gelungenen Täterermittlung ein­
deutig unter eine inzwischen ergangene 
Amnestie fällt, daß sie verjährt ist, daß ein 
erforderlicher Strafanträg von dem Be­
rechtigten zurückgenommen wurde oder 
daß sie von Kindern, die im einzelnen nicht 
ermittelt werden konnten, verübt wurde.

Die vorläufige Einstellung durch das Un­
tersuchungsorgan
Im Verlaufe des Ermittlungsverfahrens 
kann sich ergeben, daß
— der Täter nicht ermittelt werden konnte
— der Beschuldigte abwesend ist
— der Beschuldigte nach der Tat geistes­

krank geworden oder sonst schwer er­
krankt ist (§ 143).
Bei diesen Verfahrenshindernissen stellt 

das Untersuchungsorgan das Ermittlungs­
verfahren vorläufig ein. Der Vorgang wird 
getrennt von den übrigen aufbewahrt und 
mit Wiedervorlagefristen versehen. Wird 
die vorläufige Einstellung vorgenommeri, 
weil die Möglichkeiten zur Feststellung ei­
nes unbekannten Täters erschöpft sind, ist 
in jedem Falle unverzüglich der Staatsan­
walt zu unterrichten. Ergibt sich, daß das 
Untersuchungsorgan in der Sache noch vor­
handene Möglichkeiten zur Feststellung des 
unbekannten Täters ungenutzt ließ, hebt 
der Staatsanwalt dessen Entscheidung auf

und erteilt konkrete Weisungen zur Durch­
führung weiterer Ermittlungen.

Wird ein Ermittlungsverfahren vorläu­
fig eingestellt, weil der Beschuldigte abwe­
send ist, d. h. insbesondere, weil sein Auf­
enthaltsort nicht bekannt ist, muß geprüft 
werden, ob eine Ausschreibung zur Auf­
enthaltsermittlung oder bei flüchtigen Be­
schuldigten zur Fahndung erforderlich 
wird.

Ein vorläufig eingestelltes Ermittlungs­
verfahren ist fortzusetzen, wenn die Vor­
aussetzungen für die vorläufige Einstellung 
weggefallen sind (§ 145).

Sowohl die Einstellung als auch die vor­
läufige Einstellung des Ermittlungsverfah­
rens sind schriftlich zu begründen und dem 
Anzeigenden und dem Geschädigten unter 
Angabe von Gründen mitzuteilen (§ 144 
Abs. 1 und 2). Werden Anzeigende oder Ge­
schädigte von einer vorläufigen Einstellung 
gemäß § 143 Ziff. 1 benachrichtigt, emp­
fiehlt es sich, sie darum zu ersuchen, mit 
dem Untersuchungsorgan Verbindung auf­
zunehmen, falls sie Hinweise erlangen soll­
ten, die zur Ermittlung des unbekannten 
Täters führen können. Von der Einstellung 
und .ihren Gründen ist auch der Beschul­
digte in Kenntnis zu setzen (§ 141 Abs. 3), 
der ein Recht darauf hat, zu erfahren, was 
aus dem gegen ihn eingeleiteten Ermitt­
lungsverfahren geworden ist. Er erhält so 
die Gewißheit, daß gegen ihn in der Sache 
keine weiteren Ermittlungen geführt wer­
den. Stellt die Handlung eine Verfehlung, 
eine Ordnungswidrigkeit oder einen Diszi- 
plinarverstoß dar und soll die Sache dem 
zum Erlaß einer polizeilichen Strafverfü­
gung Berechtigten, dem gesellschaftlichen 
Gericht oder dem Disziplinarbefugten zur 
weiteren Behandlung übergeben werden, 
sollte dies dem Beschuldigten bei der Be­
nachrichtigung über die Verfahrenseinstel­
lung mitgeteilt werden. Wurden in ein Er­
mittlungsverfahren Kollektive einbezogen, 
sind auch sie von der Entscheidung in 
Kenntnis zu setzen (§ 144 Abs. 3). Uber alle 
Benachrichtigungen ist ein Aktenvermerk 
anzufertigen.

Die Übergabe der Sache an den Staatsan­
walt
Wird das Ermittlungsverfahren nicht ein­
gestellt oder vorläufig eingestellt oder die
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